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ie deutsche Wirtschaft übernimmt
 große Verantwortung für Jugend liche.

Davon überzeugt ist Christoph Beck, 
Pro  fessor für HR Management an der
Fachhochschule Koblenz. Ob Kurse für  
nicht-ausbildungsreife Jugendliche oder
firmen übergreifende Ausbildungsverbün-
de – vielerorts werde beherzt angepackt
statt über mangelnde Ausbildungsreife
gejammert. „Mehr ist nicht drin“, schluss-
folgert Beck. „Bürokratie würde viele Ini-
tiativen im Keim ersticken.“
Mit dieser Ansicht steht Beck nicht allein.
Auch andere Beobachter des Arbeitsmark-
tes und insbesondere Personaler beurteilen
eine verstärkte staatliche Intervention in
die Ausbildung kritisch. Für Aufregung hat-
te jüngst eine Studie der Internationalen
Arbeitsorganisation ILO gesorgt, die eine
staatliche Jobgarantie für Schulabgänger
ins Spiel bringt. Dieser Ratschlag bezieht
sich freilich auf jene Länder, die unter mas-
siver Jugendarbeitslosigkeit leiden, etwa
Spanien, Italien und insbesondere Grie-
chenland. Deutschland ist ausdrücklich
davon ausgenommen. 
„Hier gibt es gegen den Trend eine abneh-
mende Jugendarbeitslosigkeit“, stellt Ekke-
hard Ernst, Leiter der Abteilung Beschäfti-
gungstrends bei der ILO in Genf, klar. „In
Deutschland würde eine Jobgarantie den
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Unternehmen wehren sich
gegen politischen Eingriff

Mit Blick auf die hohe Jugendarbeitslosigkeit in Europa hat jüngst

die Internationale Arbeitsorganisation ILO eine staatliche Jobgarantie

für Schulabgänger gefordert. Deutschland kann hier mit guten 

Argumenten dagegenhalten, ist aber auch nicht sorgenfrei. 

Jugendlichen eher schaden als nützen.“
Politiker der Volksparteien CDU und SPD
sehen das freilich anders. NRW-Ministerprä-
sidentin Hannelore Kraft etwa war 2010 in
den für sie erfolgreich ausgegangenen Wahl-
kampf mit der Ankündigung gezogen, Aus-
bildungsplätze für Jugendliche im Zweifel
mit Landesmitteln zu finanzieren. „Wir dür-
fen keinen einzigen Jugendlichen zurück-
lassen“, hieß ihr vollmundiger Appell.

Strukturelle Probleme 

Inzwischen fordert die SPD bundesweit
eine Ausbildungsgarantie, und davon ist
auch die CDU nicht mehr weit entfernt.
„Unser Land“, heißt es in einem Positions-
papier der CDU-Bundesfachausschusses
für Bildung Forschung und Innovation,
„braucht nicht nur Ärzte, Ingenieure und
Pädagogen, sondern auch Pflegekräfte, Bau-
handwerker und Erzieher. Jeder junge
Mensch kann etwas, jeder wird gebraucht.“
Obwohl zig Betriebe Ausbildungsplätze
nicht besetzen konnten, blieben 2011
immerhin 300 000 Jugendliche orientie-
rungslos zwischen Schule und Ausbildung
stecken. Konkret fordern nun die Christde-
mokraten, Warteschleifen aufzulösen und
Schulabgängern eine unterstützte betrieb-
liche Ausbildung zu ermöglichen. 
Strukturell liegt im sogenannten „Über-

gangsbereich“ einiges im Argen. Der Deut-
sche Industrie- und Handelskammertag
(DIHK) etwa kalkuliert, dass ein Drittel der
perspektivlosen Jugendlichen sofort eine
Ausbildung antreten könnte. Das scheitert
aber an fehlender Passgenauigkeit sowie
an unzureichender Mobilität der Jugendli-
chen. Auf Seiten vieler Betriebe mangelt es
dafür spürbar an Entgegenkommen. Staat-
lich finanzierte Programme seien nicht
nachhaltig genug, moniert die CDU. Auch
die Koordination zwischen Behörden, Trä-
gern sowie Schulen und Unternehmen
könnte besser ausfallen.

Engagement für schwache 
Jugendliche

Beginnen wir in den Betrieben. Laut Beck
könnten „kreative Ansätze“ in der Ausbil-
dung sowie in der Übergangsphase zwi-
schen Schule und Arbeitsmarkt das Arbeit-
geberimage aufwerten und darüber hinaus
auch die Mitarbeiterbindung positiv beein-
flussen. Auch bei der Dortmunder Energie-
und Wasserversorgung GmbH (DEW21) hat
man die Zeichen der Zeit erkannt. Gemein-
sam mit den kommunalen Stadtwerken
blickt man in der östlich gelegenen Ruhr-
gebietsmetropole immerhin auf rund  
40 Jahre Ausbildungserfahrung zurück.
„Tatsächlich ist die Qualität von Bewerbern



zuletzt gesunken“, bestätigt Christoph Schulte einen Befund vie-
ler Ausbildungsbetriebe. „Doch wir jammern nicht, sondern enga-
gieren uns, wo wir können“, sagt der Leiter Personalentwicklung
und Organisation.
Zunächst profitiert der Betrieb von seiner Bekanntheit. Mit etwa
1500 Bewerbern für 35 Ausbildungsplätze lässt sich eine ansehn-
liche Quote verbuchen. Hauptschüler, also diejenigen Ausbildungs-
anwärter, die sich mit Abstand am schwersten tun beim Eintritt ins
Berufsleben, würden laut Schulte gezielt für die Ausbildung etwa
zum Anlagenmechaniker angesprochen. „Hier verzeichnen wir die
geringste Bewerberquote“, gewährt Schulte Einsicht ins Ausbil-
dungsmanagement. „Um sie zu erhöhen, arbeiten wir intensiv mit
Arbeitsagenturen zusammen und bemühen uns seit sechs Jahren
in einer Kooperationsschule, den Nachwuchs für dieses Berufsbild
zu gewinnen.“ Dank dieser Maßnahme, die flankiert wird von Ver-
anstaltungen in der Region, wo intensiv über Berufe informiert wird,
habe sich die Bewerberquote „etwas verbessert“.
Zusätzlich musste DEW21 die Anforderungen senken. Vor fünf
Jahren wurde das Auswahlverfahren angepasst. Die Verantwort-
lichen wissen, dass eine zu hoch liegende Meßlatte sich angesichts
sinkender Schülerzahlen kontraproduktiv auswirkt. „Bewerber
müssen schon in den Hauptfächern ein Mangelhaft haben, um
von uns abgelehnt zu werden“, sagt Schulte. Der Betriebsrat habe
sich sofort kooperationsbereit gezeigt, um neue Kriterien für die
Auswahl „jenseits der Zensuren“ zu definieren. 

Probleme auch in München

Richten wir den Blick in eine Region, wo die mit Abstand niedrigs-
te Arbeitslosigkeit zu verzeichnen ist – in die bayerische Haupt-
stadt München. Sind Arbeitsagenturen an der Ruhr mit Quoten von
20 Prozent und mehr konfrontiert, herrscht in der Isarmetropole
quasi Vollbeschäftigung. In einigen Gemeinden der „Speckzone“
werden sogar Quoten mit einer Eins vor dem Komma erzielt. Den-
noch verschließt Reinhard Büttner, Arbeitsdirektor der Münchner
Stadtwerke (SWM), keineswegs die Augen vor dem strukturellen
Problem, das hinter der Fassade scheinbar paradiesischer Umstän-
de lauert. 
Zwar bewerben sich derzeit rund 2000 Jugendliche auf etwa 130
Stellen in zwölf Ausbildungsberufen. Doch rund 40 Prozent der
Azubis kommen aus Rosenheim oder Augsburg, was nicht zuletzt
auf den guten Ruf der SWM-Ausbildung schließen lässt. Die erfolg-
reichen Schulabgänger aus anderen bayerischen Regionen nehmen
nicht nur mehr Aufwand für An- und Abreise in Kauf. Sie stechen
auch Hauptschüler aus, deren Mehrheit in einer Millionenstadt wie
München durchs Raster zu fallen droht. Hier greift SWM aktiv
ein: Einige Ausbildungsplätze sind per se Jugendlichen „aus schwie-

rigen Milieus“ vorbehalten, wie Büttner sagt. Jugendlichen, die zu
Hause rausgeflogen oder straffällig geworden sind. Um diese Maß-
nahme, die sozialpädagogisch begleitet wird, kümmert sich ein
Verein, den die Stadtwerke München finanziell unterstützen und
in deren Immobilien die Jugendlichen auch untergebracht sind.
Zudem nimmt das Unternehmen pro Jahr bis zu fünf Jugendliche
auf, damit sie bei SWM ihre Ausbildung, die sie in einem ande-
ren Betrieb abgebrochen haben, abschließen können. 
Um Jugendliche erfolgreich an den Arbeitsmarkt heranzuführen,
muss man freilich früh in der Schule ansetzen. SWM kooperiert mit
jeweils zwei Haupt- und zwei Realschulen als Partner. „Wir sind
regelmäßig vor Ort, um über Berufe aufzuklären, was zum Teil sogar
Azubis übernehmen“, erläutert Bittner. „Zudem stellen wir pro Jahr
20 einwöchige Praktika zur Verfügung. Sogar Lehrer absolvieren bei
uns bis zu dreitägige Praktika.“ Bei dem von SWM unterstützten
Programm „Lehrer in der Wirtschaft“ können Pädagogen sogar ein
ganzes Jahr lang praktische Erfahrungen sammeln. „Lehrer sollen

In Deutschland würde eine Jobgarantie den Jugendlichen
eher schaden als nützen.
Ekkehard Ernst, Leiter der Abteilung Beschäftigungstrends bei der ILO in Genf
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verstehen, wie wir als Unternehmen ticken.
Bringen sie diese Erfahrungen zurück in die
Schule, ist viel gewonnen.“
Zwar bekräftigen Schulte wie Bittner, dass
ihre Unternehmen dem Staat seine hoheit-
lichen Aufgaben nicht abnehmen können.
Doch solange das schulische System Bil-
dungsverlierer produziert, ist auch die Ini-
tiative der Wirtschaft gefordert. Nicht nur
die „Sekundärtugenden“ ließen laut Bitt-
ner unter den Jugendlichen zu wünschen
übrig. Substanzielle Dinge wie die Aus-
drucksweise oder die für die betriebliche
Praxis unabdingbaren mathematischen
Grundkenntnisse seien oft zu bemängeln.
„Selbst Realschulabsolventen zeigen immer
schlechtere Qualifikationen“, beschreibt
Bittner ein Problem großen Ausmaßes.
„Deshalb müssen wir weiterqualifizieren.“ 

Besser als ihr Ruf

Freilich sei vor Klischeevorstellungen
gewarnt. Vielfach wird in der Öffentlich-
keit das Bild verbreitet, Hauptschüler hät-
ten vorwiegend eine Null-Bock-Haltung und
würden sich frühzeitig auf Hartz IV ein-
richten. Das sei an den Haaren herbeigezo-
gen, findet Bettina Kurz, Analystin des Ber-
liner Beratungshauses Phineo gAG, das
Projekte gemeinnütziger Organisationen
untersucht. „Sehr viele Jugendliche sind
stark motiviert, ihre berufliche Entwick-
lung beherzt anzupacken, wenn ihnen dazu
Chancen und, wenn nötig, Hilfestellungen
gegeben werden.“
Erfolgreich sind Phineo zufolge Projekte in
der Übergangsphase zwischen Schule und
Beruf besonders dann, wenn frühzeitig in
der Schule aufgeklärt wird. „Viele Schüler
kennen kaum andere Berufe als Friseur
und Kfz-Mechaniker“, weist Kurz auf ein
verbreitetes Manko hin. Ferner könne man
die Ausbildungsreife von Jugendlichen noch
vor dem Schulabschluss durch praktisches
Lernen beispielsweise in Praxisklassen för-
dern oder sie nach dem Schulabgang in
Projekten gemeinnütziger Organisationen
fit für den Berufseinstieg machen. 
Zudem müssten Jugendliche und Betriebe
mehr aufeinander zugehen. Unternehmen
sollten Kurz zufolge sich etwa durch einen

Tag der offenen Tür bekannt machen oder
sich in den Schulen vorstellen. Würden
Jugendliche sich direkt bei Unternehmen
nach Praktika und Jobs erkundigen, sei das
auch von Vorteil. „Machen wir uns aber
nichts vor“, warnt Kurz. „Allein durch die
zunehmende Technisierung werden die
Anforderungen in der Arbeitswelt weiter
steigen.“ Beispielhaft ist das Engagement
der Münchner Hypovereinsbank. Unter den
zahlreichen Initiativen, die von der Bank
unterstützt werden, ist auch ein Mentoren-
programm. Es ist weder Recruiting- noch
Marketing-Maßnahme, sondern schlicht
ein Ehrenamt.
Insgesamt 60 Mentoren sind unter den Ban-
kern zu finden. Einer davon ist Oliver
Simon, Leiter der Personalentwicklung. Er
unterstützt einen 20-jährigen aus Pakistan
stämmigen Jugendlichen in dem Bestre-
ben, Anschluss im Arbeitsmarkt zu finden.
Für den persönlichen Austausch nimmt
sich Simon rund zwei Stunden pro Woche
Zeit. Nach jedem Treffen erteilt er eine
Hausaufgabe, etwa Firmen für eine Bewer-
bung auszuwählen. Dann geht es um prak-
tische Hilfe: Wie schreibt man einen Lebens-
lauf, wie sollte ein Bewerbungsschreiben
aussehen?
„Ich bin in erster Linie jemand, der für den
Jugendlichen da ist und zuhört, ihn aber
auch herausfordert“, beschreibt Simon sei-
ne Aufgabe. Kommt der Jugendliche abends
in Simons Büro, habe dies einen wichtigen
Nebeneffekt: „Ist ja krass, denkt er sich.
Der ist ja abends um acht noch im Büro!“
Da würde der Groschen fallen: Ich muss
Engagement zeigen, wenn ich Ziele errei-
chen will. Simons Ziel ist, dass der Jugend-
liche einen Ausbildungsplatz bekommt. Bis
zum Ende der Probezeit bleibt er sein Men-
tor. Auch bei der Wohnungssuche oder zu
Behördenterminen steht ihm Simon zur
Seite. 
Alle hier zitierten Verantwortlichen lehnen
eine staatliche Ausbildungsplatzgarantie
ab. „In Deutschland gibt es eine andere Tra-
dition der betrieblichen Ausbildung als in
anderen Ländern“, sagt der Unternehmens-
berater Rudolf Kast. „Sie sollte in der Hand
der zuständigen Betriebe, IHK, Arbeitge-

ber und Gewerkschaften bleiben.“ Sie hät-
ten hinreichend bewiesen, dass man mit
eigenen Mitteln Lösungen im Interesse der
Jugendlichen finden könne. Kast ist Mit-
gründer der Waldkircher Beschäftigungs-
initiative gGmbH. An dem Ausbildungsver-
bund beteiligen sich inzwischen 16
mittelständische Betriebe. Durch gemein-
sam finanzierte Ausbildungsplätze bereiten
sie junge Menschen, die keinen Ausbil-
dungsplatz finden, erfolgreich auf den Beruf
des Bürokaufmanns vor. „In aller Regel wer-
den sie unbefristet übernommen“, weiß
Kast. Das erfolgreiche Programm läuft aktu-
ell in der dritten Auflage.

Engagement zahlt sich aus

Niemand wird ernsthaft bestreiten, dass
sich solches Engagement für allen Beteilig-
ten auszahlt. Über zu viel Werbung in eige-
ner Sache kann man geteilter Meinung sein.
So garantiert etwa Wolfgang Grupp, aus
Funk und Fernsehen bekannter Firmen-
lenker von Trigema, jedem Mitarbeiterkind
einen Ausbildungsplatz. Weit weniger spek-
takulär als der „König von Burladingen“
verspricht auch Dietmar Dieterle, Chef des
Maschinenbauers M&A Dieterle, jedem
Jugendlichen aus dem Städtchen Ottenbach
bei Göppingen eine Ausbildungsstelle. Zwar
hört und sieht man den scheuen Unterneh-
mer kaum. Dafür eilt ihm ein Ruf wie Don-
nerhall voraus.
Von diesen Beispielen mag es durchaus
eine erkleckliche Zahl geben. Doch sie sind
nicht repräsentativ. Hochschullehrer Beck
beschwört die Vergangenheit: Als die Wirt-
schaft noch nicht mit so vielen Gesetzen,
Steuern und Abgaben in die Knute genom-
men wurde, sei der Mittelstand oft als Spen-
der und Mäzen in Erscheinung getreten.
„Waren Unternehmen erfolgreich, haben
sie viel auf freiwilliger Basis für ihr Umfeld
getan“, sagt er. Wollte man staatlicherseits
alles regeln, „geht doch dieser Geist verlo-
ren“. ILO-Experte Ernst schwant Übles:
Würde der deutsche Staat Jobs garantie-
ren, führe das für Jugendliche nicht „in eine
hoffnungsvolle Karriere, sondern aufs
Abstellgleis“.

Winfried Gertz, freier Journalist, München




